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ir beob achten in der öffentlichen Meinung
bis hinein in die Friedensbewegung eine

breite Zustimmung zum angeblich notwendigen
und deshalb legitimen Einsatz staatlicher Gewalt
zur Herstellung und B ewahrung von Frieden und
Gerechtigkeit im In- und Au sland .

Die völkerrechtlichen Regeln, die solche Einsät-
ze legitimieren, die entsprechenden B e stimmun-
gen in der Verfassung, den staatlichen Ge setzen
und die hierauf fußenden politischen Entschei-
dungen entsprechen offenb ar der Wertordnung
der Mehrheitsge sellschaft, die die Gewalt zur
Durchsetzung guter Ziele und Zwecke durchaus
für rechtens hält.

Die Grundeinstellung, dass das Töten und Ver-
letzen von Menschen ausnahmslo s Unrecht ist, ist
offenb ar eine Minderheitenpo sition in unserer Ge-
sellschaft.

� In dieser Situation sollte es die Aufgab e von Frie-
densorganisationen sein, nicht nur einzelne Per-
versionen völkerrechtswidriger Gewalt anzupran-
gern, sondern die Haltung des umfassenden Ge-
waltverzichts zu vertreten und aus die ser Warte die
vorgeblich rechtmäßige Gewalt als rechtswidrig,
d .h . als Unrecht zu erkennen und zu b ekennen .

� Die s setzt allerdings das Einge ständnis voraus,
dass mit gewaltlo sen Mitteln nicht alle s machb ar
ist.

Die s gilt insb esondere für unsere Solidarität mit
unterdrückten oder auch akut durch Gewalt in ih-
rem Leb en b edrohte Menschen .

Während diese Solidarität in B ezug auf die Her-
stellung gerechter wirtschaftlicher B eziehungen
no ch längst nicht au sge schöpft ist, stößt sie dort an
ihre Grenze , wo die B etroffenen eine Hilfe durch
militärische o der quasi-militärische Gewalt o der
sonstige Lieferung von Waffen erwarten .

Die se Sp annung ist für uns an Gewalt und ge-
waltsame Lö sungsversuche gewöhnte Menschen
nicht weniger schwer auszuhalten als das Verlan-
gen eines Alkoholikers nach der Flasche bei per-
sönlicher Frustration .

Ohne eine strikte Ab stinenz der Gewalt auch in
Situationen, wo der Drang, etwas zu machen,
schmerzhaft spürb ar wird , werden wir den ständi-
gen Kreislauf der Gewalt einschließlich der dauer-
haften Rüstung für die se »ultima ratio« und die da-

mit verbundene Bindung unserer finanziellen und
geistigen Mittel nicht durchbrechen .

� Mein Konflikt mit der Rechtsauffassung de s Ge-
walt anwendenden Staate s bzw. der internationa-
len „ Staatengemeinschaft“ b ezieht sich insb eson-
dere auf folgende Anlässe und Gebiete :

− das Töten von Menschen im Krieg, auch soweit
dies durch Art. 5 1 der UN-Charta o der einen B e-
schluss des UN-Sicherheitsrate s gerechtfertigt sein
soll,

− darüb er hinaus das Töten von Menschen mit mili-
tärischen Mitteln auch in den so genannten »neuen
Kriegen« und b ei »humanitären Einsätzen« ,

− darüb er hinaus j eglicher Einsatz von verletzen-
der und tötender Gewalt sowohl gegen Unb eteilig-
te (wie sie sogar vom Bundesverfassungsgericht
mit Urteil vom 1 5 . 0 2 . 0 6 zum Luftsicherheitsge setz
abgelehnt wird − siehe Forum Pazifism us ??, S. )
aber auch gegen » Schuldige« (was vom Verfas-
sungsgericht im gleichen Urteil akzeptiert wird) ,
unabhängig davon ob die Gewalt vom Militär o der
der Polizei ausgeübt wird ,

− darüb er hinaus die Verhängung von vergelten-
den Strafen durch nationale o der internationale
Gerichte ; dies b etrifft nicht nur To de s- sondern
auch Freiheits- und andere Strafen .

Unberührt bleibt von die ser Ablehnung der Stra-
fe die notwendige Aufklärung von privater und Re-
gierungskriminalität in einem ju stizförmigen Ver-
fahren, die Rehabilitierung und Entschädigung der
Opfer sowie notwendige Sicherungsmaßnahmen
gegen eine Wiederholung de s b egangenen Un-
rechts .

Aus der Po sition de s Gewaltverzichts muss e s da-
rum gehen, Wunden zu heilen und nicht (durch
Strafen) neue Wunden zu schlagen (nicht »Auge um
Auge« , sondern »Auge um Augersatz, Zahn um
Zahnersatz, Wunde um Wundersatz«) .

� D er Verzicht auf tötende , verletzende und zwin-
gende Gewalt führt dabei nicht zur Aufhebung de s
Rechts , sondern zu einem b esseren Verständnis
de ssen, was Recht ursprünglich meint :
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Die Stärke des
gewalt- und machtlosen Rechts
Thesen zu Recht, Zwang, Gewaltfreiheit und Gerechtigkeit
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− D as Recht ist nicht deckungsgleich mit den b este-
henden staatlichen Ge setzen, im internationalen
B ereich auch nicht deckungsgleich mit der UN-
Charta o der völkerrechtlichen Verträgen .

Nicht nur in D eutschland mu ssten wir im 2 0 .
Jahrhundert die Erfahrung machen, dass eine gan-
ze staatliche »Rechtsordnung« mit ihren vielfälti-
gen Gesetzen und Verordnungen Unrecht sein
kann und eine äußere Rechtsförmigkeit nichts da-
rüb er aussagen muss , ob ihr Inhalt tatsächlich
Recht ist (in Artikel 2 0 Ab s . 3 Grundge setz wurde
als Erinnerung und Mahnung die Bindung der Ver-
waltung und Rechtsprechung ausdrücklich an »Ge-
setz und Recht« b etont) .

− Eb enso wenig wie das Gesetz lässt sich auch die
M acht nicht mit dem Recht zur D eckung bringen .
Seit alters her stellt sich das Recht der M acht, die
machen kann, was sie will, in den Weg und steht ihr
entgegen .

Wo die Macht im Namen de s Rechts o der das
Recht mit Macht tätig wird , werden oft nur p artiku-
lare »Rechtsansprüche« durchge setzt.

In diesem Sinne ist auch die Idee einer Weltre-
gierung, welche Recht und Macht in einem glob a-
len Gewaltmonopol vereinen soll, keine erstre-
benswerte Vision eines gewaltlo sen Zusammenle-
bens und deshalb auch nicht die Vision einer
Rechtsordnung.

Die Erfahrungen mit dem UN-Sicherheitsrat zei-
gen auch , dass die B e schlussfassung weniger von
Üb erlegungen de s Rechts als von denen der Macht
geprägt sind .

− Recht und Rechtserkenntnis sind allen vernunft-
begabten Menschen anvertraut und nicht nur Ge-
richten, die an staatliche Gesetze o der internatio-
nale Verträge gebunden sind .

Die Hoffnung auf eine »ob erste Instanz« , die ein
für alle M al Recht spricht, ist eb enso verstiegen wie
die Hoffnung auf eine Weltregierung.

D ab ei kommen solche Gerichte , die eher von
Freiwilligkeit b eider Streitp arteien geprägt sind
(so der Internationale Gerichtshof in D en Haag, an-
dere internationale und nationale Schiedsgerichte ,
tendenziell auch die nationale Zivilgerichtsb ar-
keit) sowie Gerichte , in denen einzelne Menschen
wegen Verletzung ihrer Grund- und Menschen-
rechte gegen den Staat klagen können (z . B . der Eu-
rop äische Gerichtshof für Menschenrechte , das
Bunde sverfassungsgericht und tendenziell auch
die Verwaltungsgerichte) dem Recht aus meiner
Sicht näher als die Strafgerichte , auch der Interna-
tionale Strafgerichtshof in D en Haag, die sich für
die Durchsetzung der verhängten Strafen unmittel-
b ar staatlicher Gewalt b edienen müssen .

− In der Konsequenz muss man sich b ei dem von
mir darge stellten Verständnis von Recht allerdings
mit der Tatsache vertraut machen, dass das Recht
oft ohnmächtig ist und mit Stiefeln getreten wird .

D enno ch wirkt e s , nämlich als erkennb arer
M aßstab für Recht und Unrecht, als Ausgangspunkt
für die Anklage und den be ständigen Widerstand
gegen die b estehenden unrechten Zustände .

Stark ist das Recht nicht durch die Gewalt, son-
dern durch die gemeinsame Üb erzeugung von
dem, was Recht ist. Nur ein in dieser Weise starke s
Recht stellt auch auf D auer Gerechtigkeit her.

D agegen sind Macht- und Gewaltmittel keine
Zeichen für ein starkes Recht. Die Erfahrung zeigt
vielmehr: Je mehr Gewalt und Zwang für ein vor-
gebliches Recht eingesetzt werden, desto geringer
ist der Gehalt an Recht, de sto größer das Unrecht,
das da verteidigt o der unter dem Etikett des Rechts
instand ge setzt werden soll .

� Die Vorstellung und Üb erzeugung eines gewalt-
und machtlo sen Rechts kann selb stverständlich
nicht mit Gewalt und Macht durchgesetzt werden .
In der b estehenden Gesellschaft mit ihrer komple-
xen und hochdifferenzierten Rechtsordnung
wirkt die Vorstellung eine s gewaltlo sen Rechts
nicht nur hilflo s ; ohne eine Änderung der Wertvor-
stellungen und des Verhaltens der Menschen ist sie
es auch .

Unter der Annahme , dass alle Menschen poten-
ziell in der Lage sind , Recht zu erkennen und recht
zu handeln, ist ein gewalt- und machtlo se s Recht
auch realistisch . Aus christlicher Sicht hat in die-
sem Sinne kürzlich Pap st B enedikt der XVI formu-
liert:

»Nicht die Gewalt erlö st, sondern die Lieb e . Sie
ist das Zeichen Gottes , der selb st die Liebe ist. Wie
oft wünschten wir, dass Gott sich stärker zeigen
würde . D ass er dreinschlagen würde , das B ö se aus-
rotten und die b essere Welt schaffen . Alle Ideologi-
en der Gewalt rechtfertigen sich mit die sen Moti-
ven : E s müsse auf solche Weise zerstört werden,
was dem Fortschritt und der B efreiung der
Menschheit entgegenstehe . Wir leiden unter der
Geduld Gottes . Und do ch brauchen wir sie alle . D er
Gott, der Lamm wurde , sagt e s uns : Die Welt wird
durch den Gekreuzigten und nicht durch die Kreu-
ziger erlö st. Die Welt wird durch die Geduld Gotte s
erlö st und durch die Ungeduld der Menschen ver-
wüstet. «
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